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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Bevölkerung und Arbeit

Arbeitsmarkt

Nationalrat Jean-Luc Addor (svp, VS) wollte den Bundesrat mittels Motion beauftragen,
ein Moratorium für die Erteilung neuer Grenzgängerbewilligungen (Ausweis G)
einzuführen, das solange gilt, wie die Massnahmen zur Bekämpfung der Corona-
Pandemie in Kraft sind. Damit sollten die negativen wirtschaftlichen Konsequenzen der
Pandemie auf den Arbeitsmarkt verringert werden. Dies soll den Arbeitgebenden zudem
aufzeigen, dass die Abhängigkeit des schweizerischen Arbeitsmarkts von ausländischen
Arbeitskräften verringert werden muss. In seiner Stellungnahme vom Juli 2020
beantragte der Bundesrat, die Motion abzulehnen, da ein solches Moratorium mit dem
FZA inkompatibel sei. Er habe zudem verschiedene Massnahmen ergriffen, um die
Wirtschaft allgemein und den Arbeitsmarkt punktuell zu unterstützen. Überdies sei per
Juni 2020 die Stellenmeldepflicht wieder eingesetzt worden. Im Rahmen der
Frühlingsession 2022 zog der Motionär seinen Vorstoss zurück. 1

MOTION
DATUM: 02.03.2022
GIADA GIANOLA

Mittels einer Motion wollte Nationalrat Jean-Luc Addor (svp, VS) den Bundesrat
beauftragen, eine dringliche Sitzung des Gemischten Ausschusses zu verlangen, damit
dieser das Freizügigkeitsabkommen (FZA) aussetzt, solange die Schliessung der
Schweizer Grenzen zum Schutz der Arbeitnehmenden und zur Verhinderung der
Ausbreitung von Covid-19 nötig ist. In seiner Stellungnahme vom Juli 2020 beantragte
der Bundesrat, die Motion abzulehnen, da eine Sistierung des Abkommens seiner
Meinung nach nicht nötig war – und folglich auch keine Sitzung des Gemischten
Ausschusses. Er habe verschiedene Massnahmen umgesetzt, um die Wirtschaft zu
unterstützen, betonte er. Im Rahmen der Frühjahrssession 2022 zog der Motionär
seinen Vorstoss ohne Begründung zurück. 2

MOTION
DATUM: 02.03.2022
GIADA GIANOLA

Soziale Gruppen

Migrationspolitik

Eine in der Wintersession 2020 eingereichte Motion Quadri (lega, TI) forderte – wie eine
bereits im Mai eingereichte Motion Addor (svp, VS; Mo. 20.3264) – ein Moratorium für
die Erteilung von neuen Grenzgängerbewilligungen und die Wiedereinführung des
Inländervorrangs in Grenzkantonen. Die Coronakrise habe zu einer erhöhten
Arbeitslosigkeit auf dem Schweizer Arbeitsmarkt geführt, während mehr
Grenzgängerinnen und Grenzgänger in der Schweiz arbeiteten und somit zusätzlich
einheimische Arbeitskräfte vom Arbeitsmarkt verdrängen würden, argumentierte der
Motionär. Obschon der Bundesrat in seiner Stellungnahme die schwierige
wirtschaftliche Lage von Bewohnerinnen und Bewohnern der Grenzkantone im Zuge der
Coronakrise anerkannte, erachtete er die Aufrechterhaltung der Personenfreizügigkeit
als immens wichtig, insbesondere um dem Fachkräftemangel im Gesundheitsbereich
während der Corona-Pandemie entgegenzuwirken. Zudem bestehe durch die
Stellenmeldepflicht, durch die Stellensuchende fünf Tage vor der öffentlichen
Ausschreibung einer Stelle über diese informiert werden, bereits ein effektiver
inländischer Mechanismus, um arbeitssuchende Personen wieder in den Arbeitsmarkt
einzubinden, so die Regierung.
Mitte Dezember 2022 wurde die Motion abgeschrieben, da sie nicht innert zwei Jahren
behandelt worden war. 3

MOTION
DATUM: 16.12.2022
VIKTORIA KIPFER

1) AB NR, 2022, S. 92; Mo. 20.3264
2) AB NR, 2022, S. 91 ff.; Mo. 20.3199
3) Mo. 20.4521
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